2.1.2 Gesetzgebungsverfahren im Nationalrat

	Das Gesetzgebungsverfahren wird durch einen Gesetzesantrag
 
(Gesetzesvorschlag oder Gesetzesinitiative) eingeleitet.
	►
	Gesetzesantrag durch

	
	
	▼

	Antragsberechtigt sind:

Am häufigsten sind Anträge der Bundesregierung.

Ihre Regierungsvorlagen sind in der Regel das Ergebnis vorangegangener Meinungsbildung in den politischen  Parteien, der Sozialpartner
, der ministeriellen Bürokratie, der Länder und Gemeinden. Die Kammern haben das Recht der Begutachtung von Gesetzesentwürfen der Ministerien. Alle Gesetzesentwürfe werden idR an Verbände, Organisationen und Ämter außerhalb des Parlaments zur Begutachtung versandt. Die Stellungnahmen und Änderungsvorschläge haben keine rechtliche Verbindlichkeit, sie können aber berücksichtigt werden!
 Hinsichtlich der Bedeutung von Volksbegehren siehe oben, Kapitel Demokratisches

Prinzip, Direkte Demokratie.
	►
	Mitglieder des Nationalrates, mindestens fünf Abgeordnete

Ausschüsse des Nationalrates

die Bundesregierung mit Regierungsvorlage

den Bundesrat

ein Volksbegehren


	
	
	▼

	Die Erste Lesung ist eine Beratung über den allgemeinen Inhalt des Gesetzesantrages und über seine Zuweisung an einen Ausschuss zur Behandlung
 Der Ausschuss kann seinen Beratungen Experten und Auskunftspersonen beiziehen und Änderungsvorschläge machen.
	►
	Erste Lesung

	
	
	▼

	Der Ausschuss berichtet über die Ergebnisse seiner Beratungen dem Plenum des Nationalrates, das in der Zweiten Lesung den Entwurf berät. Die Generaldebatte ist eine  Diskussion über grobe Umrisse des Entwurfes, in der Spezialdebatte werden nur mehr geringe Änderungen besprochen. Während der Zweiten Lesung können noch Abänderungs-, Zusatz- und Entschließungsanträge zur Vorlage eingebracht werden.
	►
	Zweite Lesung

Generaldebatte

Spezialdebatte


	
	
	▼

	Die abschließende Plenardebatte ist die Dritte Lesung, in der die Behebung allfälliger Widersprüche, Schreibfehler, Sprach- oder Druckfehler erfolgt. In der Dritten Lesung findet schließlich die Abstimmung über die Annahme oder Ablehnung des Gesetzesentwurfes statt. Die Abstimmung darüber findet idR durch Aufstehen (Zustimmung) oder Sitzenbleiben (Ablehnung) statt. In bestimmten Fällen kann es zu namentlichen oder geheimen Abstimmungen per Stimmzettel kommen. Wird ein Gesetzesvorschlag auch in Dritter Lesung angenommen, so liegt ein Gesetzesbeschluss des Nationalrats vor.
	►
	Dritte Lesung

	
	
	▼


	jeder Gesetzesbeschluss ist unverzüglich dem Bundesrat zu übermitteln. Dieser kann binnen acht Wochen einen begründeten Einspruch (Veto) erheben, zustimmen oder die Frist ohne Reaktion verstreichen lassen. Erhebt der Bundesrat Einspruch, kann der Nationalrat den Beschluss verändern oder einen Beharrungsbeschluss fassen. Andernfalls kommt kein Gesetz zu Stande.
	►
	Bundesrat hat

ein suspensives Veto

	
	
	▼

	Nach dem Verfahren im Nationalrat und Bundesrat hat der Bundespräsident den Gesetzesbeschluss durch Unterschrift zu beurkunden. Er bestätigt da-  mit, dass der Gesetzesbeschluss verfassungsgemäß zu Stande gekommen ist. Eine inhaltliche Prüfung ist ihm nicht möglich.

	►
	Bundespräsident beurkundet den Gesetzesbeschluss

	
	
	▼

	Die Beurkundung ist vom Bundeskanzler gegenzuzeichnen (Kontrasignatur).
	►
	Gegenzeichnung durch den Bundeskanzler

	
	
	▼

	Anschließend hat der Bundeskanzler den Gesetzesbeschluss im Bundesgesetzblatt kundzumachen. Eine Frist dafür ist im B-VG nicht vorgesehen.
	►
	Kundmachung im Bundesgesetzblatt


Ergänzungen: Siehe nächste Seite

� Das sind fertig formulierte Gesetzestexte die in dieser Form bereits beschlossen werden könnten. Nur Volksbegehren können auch bloß Ziele formulieren und die Formulierung der Gesetze dem Nationalrat überlassen.


� Sozialpartner sind im wesentlichen die Interessensvertretung der Unternehmer einerseits und der Arbeitnehmer andererseits.


Unternehmerseite: Bundeswirtschaftskammer mit ihren Gliederungen, Industriellenvereinigung und zahlreiche spartenspezifische Verbände


z.B.: Bankenverband, Versicherungsverband, Verband der EVU’s, etc.


Arbeitnehmerseite: Bundesarbeiterkammer, Österreichischer Gewerkschaftsbund mit seinen Teilgewerkschaften.


Sozialpartnerschaft: In der ersten Republik standen sich die Unternehmer (repräsentiert in erster Linie durch die Christlich Soziale Partei) und die Arbeitnehmerschaft (Vertreten durch die Sozialdemokratische Partei) feindselig gegenüber und verfügen über eine Art Privatarmee (Heimwehr, Schutzbund). Es kam zu massiven Streikbewegungen und zu gewaltsamen auseinandersetzjungen. Durch gemeinsames Leid in den NS-Konzentrationslagern änderte sich die Haltung zueinander und nach 1945 wurden die Auseinandersetzungen in partnerschaftlicher weise am grünen Tisch ausverhandelt. Im Zusammenhang mit der Gesetzgebung bedeutete Sozialpartnerschaft, dass in allen wichtigen Fragen die Übereinstimmung mit den Sozialpartnern gesucht wurde. Gegen deren Widerstand wurden kaum Gesetzte erlassen


� Nach dem vorliegen aller Stellungnahmen formuliert das jeweilige Ministerium eine Endfassung des Gesetzesvorschlages die der Minister dann im Ministerrat (=Bundesregierung) mit dem Antrag vorlegt, die Einbringung in den Nationalrat zu beschließen. Wird bei der Beschlussfassung Einstimmigkeit erzielt, so gelangt der Vorschlag in den Nationalrat.


� Volksbegehren (S.250)


In der Praxis wurden Volksbegehren häufig auch von politischen Parteinen oder ihnen nahestehenden Organisationen eingeleitet. Diese könnten zwar die Vorschlage einbringen ohne weiters viel einfacher über Abgeordnete einbringen, womit sie aber in der Öffentlichkeit bei weitem kein so großes Aufsehen erregen können wie mit einer Kampagne für ein Volksbegehren.


� Es kann aber auch schon in der ersten Lesung beschlossen werden, dass der Gesetzesvorschlag überhaupt nicht behandelt werden soll!! In einem solchen Fall ist das Gesetzgebungsverfahren bereits wieder behandelt. Bei Regierungsvorlagen entfällt die erste Lesung überhaupt, sie werden gleich an den zuständigen Ausschuss übergeben.


� Ein inhaltlicher Mangel wäre z.B. wenn ein Gesetz in Widerspruch zu einem verfassungsrechtlich verankerten Grundrecht stünde. In einem solchen Fall muss der Bundespräsident dennoch unterschreiben. Das Gesetzt kann dann nach Inkrafttreten beim Verfassungsgerichtshof eingeklagt werden.








